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Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6 über die Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts bei der Ausnutzung des neuen Genehmigten Kapitals 2023/I 

 

Zu Tagesordnungspunkt 6 der auf den 18. April 2023 einberufenen Hauptversammlung 

schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, ein weiteres genehmigtes Kapital zu schaffen. 

Danach soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Grundkapital der Gesellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag der 

Eintragung des genehmigten Kapitals im Handelsregister, einmalig oder mehrmalig, ganz oder 

teilweise, um bis zu insgesamt EUR 600.000 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch 

Ausgabe von bis zu 600.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2023/I). Die Bestimmung der weiteren Einzelheiten obliegt dem 

Vorstand unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Aufsichtsrats. Im Rahmen des 

Genehmigten Kapitals 2023/I soll der Vorstand darüber hinaus ermächtigt werden, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten 

Fällen auszuschließen. 

 

Der Vorstand erstattet daher gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe 

für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht, der Bestandteil der 

Einladung der Hauptversammlung ist. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

 

Die aktuelle Satzung der Gesellschaft enthält aufgrund der Ermächtigung der 

Hauptversammlung vom 22. Juli 2020 in § 4 Abs. (3a) derzeit nach teilweiser Ausschöpfung 

noch ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 115.876,00 aus dem Genehmigten Kapital 

2020/II. 

 

Außerdem enthält die aktuelle Satzung der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der 

Hauptversammlung vom 1. Juni 2022 in § 4 Abs. (3) derzeit nach teilweiser Ausschöpfung 

noch ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 200.000,00 aus dem Genehmigten Kapital 

2022/I. 
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Um der Gesellschaft auch weiterhin die Möglichkeit einzuräumen, die Eigenkapitalbasis der 

Gesellschaft schnell und flexibel stärken zu können, beabsichtigen Vorstand und Aufsichtsrat, 

ein weiteres genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2023/I) durch die Hauptversammlung 

beschließen zu lassen.  

 

Das neue Genehmigte Kapital 2023/I soll EUR 600.000,00 betragen. Die Gesellschaft soll 

durch die vorgeschlagene Ermächtigung die Möglichkeit erhalten, kurzfristig auf auftretende 

Finanzierungserfordernisse reagieren zu können. Zu diesem Zweck soll der Vorstand auch 

ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der 

Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen.  
 

Ein Ausschluss des Bezugsrechts soll nach dem vorgeschlagenen Genehmigten 

Kapital 2023/I zum einen möglich sein für Spitzenbeträge. Dies ist erforderlich, um ein 

technisch durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der 

Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche 

Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und 

Aufsichtsrat halten einen Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge aus diesen 

Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. 

 

Zudem soll im Rahmen des Genehmigten Kapital 2023/I das Bezugsrecht bei 

Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage ausgeschlossen werden können, wenn die 

Volumenvorgaben und die übrigen Anforderungen für einen Bezugsrechtsausschluss nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Die Anzahl der Aktien der Gesellschaft, die aus dem 

Genehmigten Kapital 2023/I unter Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegeben werden dürfen, darf insgesamt 10% des Grundkapitals nicht überschreiten, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch, sofern dieser Betrag niedriger sein 

sollte, im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf diese Beschränkung auf 10% des 

Grundkapitals ist die Ausgabe neuer Aktien im Rahmen einer Barkapitalerhöhung 

anzurechnen, soweit sie während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2023/I unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ebenfalls auf diese 

Höchstgrenze anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- oder 

Wandlungsrechten auszugeben sind, sofern die zugrundeliegenden Schuldverschreibungen 

oder Genussrechte unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Durch die Begrenzung auf 10% und die 

Anrechnungsregelungen werden die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre hierdurch in 

Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt. 

Entsprechend der gesetzlichen Vorgaben des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf zudem der 

Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs der bereits ausgegebenen Aktien zudem nicht 

wesentlich unterschreiten. Hierdurch soll eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung 

des Wertes der Aktien verhindert werden. Vor diesem Hintergrund wird der Vorstand bei einer 

Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den 

Abschlag vom Börsenkurs so gering wie möglich halten. 
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Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die Lage versetzen, 

kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe 

Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche 

Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derartige Kapitalerhöhung führt wegen der 

schnelleren Handlungsmöglichkeiten erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss als 

eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrechten der Aktionäre. Es kommt zwar dadurch 

zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils 

der vorhandenen Aktionäre. Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen 

Stimmrechtsanteil erhalten möchten, haben jedoch in der Regel die Möglichkeit, die hierfür 

erforderliche Aktienzahl zu vergleichbaren Konditionen über die Börse zu erwerben. 

 

Der Vorstand soll ferner im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2023/I ermächtigt werden, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 

insbesondere in Form von Unternehmen und/oder Unternehmensanteilen, Gesellschaften 

und/oder Gesellschaftsanteilen, Forderungen (einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft), Patenten, Marken und/oder sonstigen gewerblichen Schutzrechten, Lizenzen 

und/oder sonstigen Vermögensgegenständen und/oder sonstigen Rechten auszuschließen. 

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bezweckt, der Gesellschaft die 

Möglichkeit zum Erwerb von derartigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung von 

Aktien auch dann einzuräumen, wenn deren Inhaber als Gegenleistung die Verschaffung von 

Aktien der Gesellschaft verlangen. Zwar kommt es durch den Bezugsrechtsausschluss zu 

einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der 

bisherigen Aktionäre. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre jedoch der Erwerb derartiger 

Vermögensgegenstände gegen Gewährung von Aktien nicht möglich. Die damit verbundenen 

Vorteile für die Gesellschaft und damit einhergehend auch für die Aktionäre wären nicht 

erreichbar. 

 

Bisher bestehen keine konkreten Pläne für solche Erwerbsvorhaben. Sollte sich jedoch eine 

derartige Möglichkeit ergeben, wird der Vorstand dies eingehend prüfen. Gleich gilt generell, 

wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen und/oder Unternehmensteilen, 

Gesellschaften und/oder Gesellschaftsanteilen, Forderungen, Patenten, Marken und/oder 

sonstigen gewerblichen Schutzrechten, und/oder Lizenzen und/oder sonstigen 

Vermögensgegenständen und/oder sonstigen Rechten konkretisieren, sorgfältig prüfen, ob er 

von dem Genehmigten Kapital 2023/I zu diesem Zwecke gegen Ausgabe von Aktien Gebrauch 

machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn der Erwerb von derartigen 

Vermögensgegenständen im Interesse der Gesellschaft liegt. Nur dann wird auch der 

Aufsichtsrat seine Zustimmung erteilen. 

 

Es ist in der Ermächtigung weiter vorgesehen, dass der Vorstand das Bezugsrecht zugunsten 

der Inhaber von Wandelschuldverschreibungen, Wandeldarlehen, 

Optionsschuldverschreibungen oder Optionsscheinen ausschließen kann. Diese Möglichkeit, 

das Bezugsrecht auszuschließen, soll den Inhabern solcher Wandel- oder Optionsrechte einen 

angemessenen Verwässerungsschutz gewähren. Die Bedingungen von 

Wandelschuldverschreibungen sowie von Wandeldarlehensverträgen, 
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Optionsschuldverschreibungen oder Optionsscheinen sehen zumeist die Gewährung von 

Verwässerungsschutz im Falle einer Kapitalerhöhung entweder durch Ermäßigung des 

Wandlungs- oder Optionspreises oder durch Einräumung eines Bezugsrechts vor. Um nicht 

auf die Alternative der Verminderung des Wandlungs- und Optionspreises beschränkt zu sein, 

soll für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023/I eine Ermächtigung vorgesehen 

werden, das Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien insoweit ausschließen zu können, als es 

erforderlich ist, um Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, Wandeldarlehen, 

Optionsschuldverschreibungen oder Optionsscheinen ein Bezugsrecht in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen zustehen würde, wenn sie von ihren Wandel- und Optionsrechten 

vor der jeweiligen Beschlussfassung über die Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht hätten. Der 

Vorstand kann durch die Ermächtigung dieses Bezugsrechtsausschlusses beide genannten 

Alternativen nutzen und sich nach sorgfältiger Abwägung der Interessen für die im Einzelfall 

vorteilhaftere Alternative entscheiden. 

 

Der Vorstand soll ferner im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2023/I ermächtigt werden, das 

Bezugsrecht auszuschließen, um Aktien an Mitglieder des Vorstands, Geschäftsführer von mit 

der Gesellschaft verbundenen Unternehmen oder Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit ihr 

verbundener Unternehmen ausgeben zu können. Die Ausgabe von Aktien an die genannte 

Personengruppe kann aus der Sicht der Gesellschaft sinnvoll sein, um die genannten 

Personen zu incentivieren und sie am Erfolg ihrer eigenen Leistungen zu beteiligen. Um diesen 

Zweck zu erreichen, ist der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. 

 

Bei der Abwägung aller genannten Umstände halten der Vorstand und der Aufsichtsrat den 

Bezugsrechtsausschluss in den genannten Fällen aus den vorgenannten Gründen für sachlich 

gerechtfertigt und angemessen. Hierbei wurde auch der zulasten der Aktionäre eintretende 

Verwässerungseffekt berücksichtigt. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023/I Bericht erstatten. 

 

Kempten, 3. März 2023 

 

WR Wohnraum AG 

 
der Vorstand 

 


